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Streit in der EU um Atomkraft

Frankreich will, dass Kernenergie als nachhaltig gilt. Österreich warnt vor diesem Schritt

Im Kampf umdie Zukunft der Atomkraft in der EU neh-
men die Kernkraftgegner einen letzten Anlauf. In den
vergangenen Tagen haben Kritiker sich noch einmal
zu Wort gemeldet - der Grünen-Europapolitiker Sven
Giegold etwa oder die amtierende Bundesumweltmi-
nisterin Svenja Schulze. Beide haben davor gewarnt,
Atomkraftauf EU-Ebene zur nachhaltigenEnergieform
zu erklären. Ihnen läuft die Zeit davon.

Es geht um einen Streit, der die EU seit Monaten spal-
tet: Ist Atomkraft imKampf gegendenKlimawandel ei-
ne nachhaltige Option? Für die Atomindustrie - allen
voran die französische - entscheidet diese Festlegung
über die wirtschaftliche Zukunft. Und für viele Staa-
ten geht es um den Energiemix für die kommenden
Jahrzehnte. Die Entscheidung ist Teil der sogenannten
Taxonomie, einer Art grüner Bibel, die definieren soll,
welche Investitionen klimafreundlich sind. Die Festle-
gungwird in den kommenden Jahrenmaßgeblich be-
einflussen, wohin Milliarden von Anlegergeldern und
EU-Fördermitteln fließen werden - und wohin nicht.

Zwar wird diese Frage bereits seit zwei Jahren disku-
tiert, jetzt aber läuft die Uhr für die Atom-Gegner. Seit
dem EU-Gipfel Ende Oktober müssen sie davon aus-
gehen, dass die Europäische Kommission in Sachen
Atomkraft und Erdgas bereits in diesen Wochen voll-
endete Tatsachen schaffen will. Es geht darum zu ent-
scheiden, bevor in Deutschland eine neue Bundesre-
gierung eingeschworen wird, der die Grünen angehö-
ren - mit denen ein Nachhaltigkeitslabel für Kernkraft
nicht zumachen seinwird. Noch-Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und der französische Präsident Emmanu-
el Macron haben auf dem Gipfel offenbar verabredet,
das derzeitige machtpolitische Interregnum in Berlin
zu nutzen, umauf EU-EbenedieWeichendafür zu stel-
len, dass in den kommenden Jahren Milliarden in In-
frastruktur für Atomkraft und Erdgas fließen können.
Es ist wohl Merkels letzter großer EU-Coup.

Eine Erklärung und ein Tweet von Kommissionsprä-
sidentin von der Leyen signalisierten nach dem Gip-
fel, worauf sich Deutschland und Frankreich geeinigt

haben: ”Wir brauchen auch eine stabile Quelle, Atom-
energie, und im Übergang natürlich Erdgas”, sagte die
Politikerin. ”Deshalbwerdenwir unseren Vorschlag für
die Taxonomie vorlegen.” Die Übersetzung der Beob-
achter: Atomstrom wird dauerhaft auf viele Jahrzehn-
tealsnachhaltig gelten, Erdgas zumindest fürdie kom-
menden Jahre des Übergangs.

In Deutschland wird Erdgas als wichtiger Energieliefe-
rant beimÜbergang auf klimaneutrale Energiequellen
gesehen; sowohl in der Union als auch in der FDP und
Teilen der SPD. Selbst Grünen-Politiker haben zuletzt
signalisiert, dass sieneuenErdgaskapazitätennicht im
Wege stehen werden, die beim Übergang helfen wer-
den.

Politiker aller Parteien stehen angesichts der hohen
Energiepreise unter Druck. Sie müssen fürchten, dass
sichPhasenmit hohenEnergiepreisenwie imMoment
in den kommenden Jahren auf dem Weg zur Klima-
neutralität wiederholen werden. Erdgas könnte dabei
eine wichtige Funktion als Puffer haben, der solche
Preisspitzen abfedert. Vertreter vonÖsterreich und Lu-
xemburg, die auf EU-Ebene vehement gegen Atom-
kraft kämpfen und bisher Deutschland an ihrer Seite
wussten, reagierten verschnupftauf den augenschein-
lichen Deal vonMerkel undMacron. ”Österreich ist tra-
ditionell gegen Atomenergie undwir werden in der EU
weiter gegenKernkraft kämpfen”, sagte etwader öster-
reichische Finanzminister Gernot Blümel zu WELT.

Der Politiker warnt die EU-Kommission davor, Atom-
kraft für nachhaltig zu erklären ”Wenn die EU-
Kommission Investitionen in Kernkraft als nachhaltig
erklärt, macht sie einen gewaltigen Fehler. Grüne An-
leihen, mit denen Atomkraftwerke finanziert werden,
wird niemand auf den Finanzmärkten ernst nehmen”,
sagt der ÖVP-Politiker. ”Eine Taxonomiemit Atomkraft
wäre ein klassischer EU-Kompromiss, wo alle Beteilig-
ten wissen, dass der Beschluss nichts wert ist. Europa
würde so eine Taxonomie bekommen, die niemand
ernst nimmt.”
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Rückendeckung bekommen er und andere Atomkraft-
gegner jetzt von Forschern des Centrums für Europäi-
sche Politik (CEP). Ökonomen der Denkfabrik stellen
sich in dem Richtungsstreit um Atom und Gas auf kei-
ne der beiden Seiten, warnen aber in einer bisher un-
veröffentlichten Analyse aus ganz grundsätzlichen Er-
wägungen vor den EU-Plänen. Die Forscher erwarten,
dass eine Taxonomie, die Atomenergie und Erdgas als
nachhaltig erklärt, wenig bringt. ”Eine Hauptschwä-
che der grünen Taxonomie ist: Die Ansichten, was un-
ter ”nachhaltigen” Tätigkeiten zu verstehen ist, klaf-
fen weit auseinander, etwa bei Atomkraft und Erdgas”,
heißt es in dem Papier, das WELT vorliegt. ”Egal wel-
che Technologien die Kommission in die grüne Taxo-
nomie zusätzlich aufnimmt oder ausschließt; es wird
immer Akteure geben, die das Ergebnis als Missach-
tung ihrer Vorstellung von Nachhaltigkeit sehen und
der Taxonomie damit wenig Vertrauen schenken wer-
den”, sagt CEP-Ökonom Philipp Eckhardt.

Er plädiert dafür, ganz auf das Vorhaben zu verzichten.
Weil es kein objektives oder einheitliches Verständnis
vonNachhaltigkeit gebe, sei es nicht angebracht, dass

der Staat entsprechende Label verteile. Stattdessen
sollten Banken, Versicherungen und andere Investo-
ren eigene Regeln entwickeln, die zu ihren Vorstellun-
gen passen.

”Es gibt keine Notwendigkeit für eine hoheitliche De-
finition von Nachhaltigkeit, wie sie die grüne Taxo-
nomie etabliert”, sagt Eckhardt. ”Es ist völlig legitim,
nachhaltige Aktivitäten anhand unterschiedlicher Kri-
terien zu klassifizieren und im Falle von Konflikten
zwischen verschiedenen Umweltzielen unterschied-
lich zu gewichten.” Anleger könntenbeispielsweise die
KlimavorteileundRisikenvonAtomkraft für sichabwä-
gen.

Die EU-Kommission arbeitet derweil weiter an ihrem
Vorhaben. Bis Ende des Jahres werde eine Einstufung
vorliegen, versprach jüngst Energiekommissarin Kadri
Simson. Die Taxonomie soll als Delegierter Rechtsakt
veröffentlicht werden. Das würde bedeuten, dass die
Mitgliedstaaten und das Europäische Parlament nicht
zustimmenmüssen; sie könnten aber Einspruch erhe-
ben.
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AKW-Schutt: Deponie Johannistal klagt

Landesamt schmettertWiderspruch gegen Zuweisung aus Brunsbüttel ab - Gremersdorfwar-
tet auf Reaktion

Der Kampf gegendie Zuweisung von 2310Tonnen frei-
gemessenemSchutt aus demRückbau des Atomkraft-
werks Brunsbüttel - 900 Tonnen an die Abfallverwer-
tungsgesellschaft (AVG) Johannistal in der Gemeinde
Gremersdorf, 1410 Tonnen an die lübsche Deponie
Niemark - geht in die nächste Runde. Die Hansestadt
hatte bereits am 4. Oktober beim Verwaltungsgericht
(VG) Schleswig Klage gegen die vom Landesamt für
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR)
erfolgte Zurückweisung ihres Widerspruchs erhoben.
Nun sieht sich auch die zur Gollan-Gruppe gehörende
AVG zu diesem Schritt gezwungen.

Wie in Niemark: Widerspruch zurückgewiesen

In dem am 1. November versandten Bescheid des
Landesamtes wurde derWiderspruch aus Johannistal
laut LLUR-Sprecher Martin Schmidt „aus den gleichen
Gründen zurückgewiesen wie bereits bei der Depo-
nie Niemark“. Man habe dabei noch einmal die Grün-
de dargelegt, „warum diese beiden Deponien für die
Tranche bis 2022 ausgewählt wurden und warum an-
dere Deponien dafür nicht in Betracht kamen“.

Nach rechtlicher Prüfung wird in Schleswig ge-
klagt

Dazu erklärt Thilo Gollan, Chef der gleichnamigen Fir-
mengruppe, auf LN-Nachfrage: „Ich habe den kom-
pletten Schriftsatz selbst noch nicht gesehen, aber
unser Rechtsanwalt hat ihn schon einmal vorab zur
Kenntnis bekommen.“ Manwerde den Bescheid „jetzt
natürlich rechtlich prüfen und dann juristische Mittel
dagegen einlegen - so wie wir das immer gesagt ha-
ben“. Zuvor hatte AVG-Geschäftsführer Axel Guttmann
mit Blick auf den Gang nach Schleswig klargestellt:
„Wenn unser Widerspruch abgelehnt werden sollte,
werden wir natürlich den Klageweg beschreiten müs-
sen.“

Für das Kieler Umweltministerium hatte sich schon
im Lübecker Verfahren „nach Prüfung der Sach- und
Rechtslage kein Anlass ergeben, den Bescheid aufzu-
heben oder zu ändern“. Eigentlich ist die Abfallwirt-
schaft Dithmarschen für den freigemessenen AKW-
Bauschutt aus Brunsbüttel zuständig, hat aber keine
Deponie zur Verfügung. Die Hansestadt hatte in ih-
remWiderspruchgeltendgemacht, dassdas Landden
Bauschutt auch auf die Deponie Großenaspe bei Neu-
münster bringen könne, zumal die Dithmarscher Ent-
sorger mit dem dortigen Deponiebetreiber einen Ver-
trag hätten.

Land verweist auf große Kapazitäten in Niemark

Zudem hatte Lübeck auch auf die Deponie Harrislee
verwiesen, die ebenfalls vom Land als geeignet ein-
gestuft worden sei. Doch dazu hieß es landesseitig,
dassGroßenaspe fast schon voll sei, währendNiemark
noch fast 600 000 Kubikmeter frei habe. Und Niemark
verfüge über eine „höhere Deponieklasse“ als Harris-
lee, könne also mehr Abfallarten aufnehmen, argu-
mentierte das Land zudem.

Gemeinde Gremersdorf wartet auf Reaktion

Diese Gemengelage treibt auch Henning Pries weiter
um. Der CDU-Bürgermeister der Gemeinde Gremers-
dorf, die imparallel geführtenKampfumdie vomLLUR
verwehrte Hinzuziehung zum Johannistal-Verfahren
ebenfalls bereits als Klägerin in Schleswig vorstellig
ist, sagt: „Wir warten noch auf die Reaktion auf un-
sere fristgerecht abgegebene Klagebegründung. Und
wir hoffenweiter, dassder LLUR-Bescheidaufgehoben
wird und wir dann gemeinsammit der AVG Johannis-
tal, in engem Kontakt mit der Gollan-Gruppe, gegen
die Zuweisung vorgehen können.“

Drastisch reduzierte AKW-Schuttmengen

Angesichts zuletzt drastisch reduzierter AKW-
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Schuttmengen - ursprünglich sollten 2022 bis zu 12
500 Tonnen in Lübeck und 5500 Tonnen in Gremers-
dorf deponiert werden - merkt Pries an: „Für uns ist
es auch deshalb nicht nachvollziehbar, warum das
LLUR die Deponie in Großenaspe so früh aus dem
Spiel genommen hat.“ Zum Verfahrensstand heißt es
aus Schleswig: „Die Klage der Gemeinde Gremersdorf
gegen das Landesamt wurde im September erhoben.
Daraufhin wurde dem Beklagten die Möglichkeit ein-
geräumt, auf die Klagebegründung zu erwidern.“

Zitat-Text:

”Wir hoffen weiter, dass der LLUR-Bescheid auf-
gehoben wird und wir dann gemeinsam mit
der AVG Johannistal, in engem Kontakt mit der
Gollan-Gruppe, gegen die Zuweisung vorgehen
können.” - HenningPries,GemeindeGremersdorf

”Man wird den Bescheid jetzt natürlich rechtlich
prüfen und dann juristischeMittel dagegen einle-
gen - so wie wir das immer gesagt haben.” - Thilo
Gollan, Chef der Gollan-Gruppe
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